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Beschluss der ASJ�Bundeskonferenz vom . September  
 

Arbeitnehmerdatenschutz – Datensammelwut einschränken und Miss�5 

brauch konsequent verfolgen 
 

Antragsteller: LV Rheinland Pfalz 

 

Der Arbeitnehmerdatenschutz ist unter den nachfolgenden Prämissen klar gesetzlich 10 

zu regeln: 
 
. Die Verletzung des Datenschutzes als Teil der Persönlichkeitsrechte der abhängig 
Beschäftigten ist gegenüber den handelnden Personen, den beteiligten Unternehmen 
und ihren Organen adäquat zivilrechtlich wie auch strafrechtlich zu sanktionieren. 15 

 
. Die gezielte Beobachtung und Überwachung von Beschäftigten am Arbeitsplatz ist 
auf das für den Betriebsablauf notwendige zu beschränken und unter Erlaubnisvorbe�
halt zu stellen. Die Beobachtung der Beschäftigten und deren Überwachung im Privat�
bereich sind grundsätzlich zu verbieten. 20 

 
. Bei der Bearbeitung von elektronischen Daten ist der Zugriff auf personenbezogene 
oder beziehbare Nutzerdaten von Beschäftigten auf den betriebsnotwendigen Nut�
zungszweck zu beschränken. Der Nutzungszweck der Erhebung, Speicherung und Ver�
arbeitung von Daten ist im Vorhinein klar definiert zu bestimmen und zu dokumentie�25 

ren.  Generalisierte Einwilligungen von Beschäftigten in eine darüber hinaus gehende 
Nutzung sind unzulässig. 
 
. Die Erhebung, Speicherung und Verarbeitung sowie auch sonstige Nutzung von per�
sonenbezogenen Daten der Beschäftigten sind organisatorisch von personbezogenen 30 

Daten dieser Personen außerhalb ihrer Beschäftigteneigenschaft – beispielsweise als 
Kunden – zu trennen. Ein Zugriff personalverantwortlicher Personen oder Stellen auf 
den Gesamtdatenbestand ist zu untersagen. 
 
. Die Weitergabe von Daten sowohl durch das Unternehmen wie auch die Beschäftig�35 

ten im Gemeinwohlinteresse zur Vermeidung von konkreten Gefahren für Leib, Leben 
und Gesundheit, in den Fällen schwerwiegender Vergehen oder Verbrechen ist klar zu 
regeln. Zum Schutz der  Beschäftigten ist ein Maßregelungsverbot festzuschreiben. 
 
. Zum Schutze der Beschäftigten sind Unternehmen verpflichtet im Falle der Nutzung 40 

der Dienste Dritter die obigen Standards vertraglich und organisatorisch sicherzustel�
len sowie zu überwachen. Im Falle eines dringenden Verdachts eines Verstoßes gegen 
Arbeitnehmerdatenschutz obliegt dem Unternehmen die vollständige Informations�
pflicht einschließlich der Offenlegung  der Vertragsbeziehung zum Dritten, der organi�
satorischen Abwicklung und der Überwachung. 45 

Antragsnummer:  
A  
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. Die Stellung des betrieblichen Datenschutzbeauftragten ist zu verbessern, er ist vor 
Maßregelungen und vor nicht gerechtfertigten Kündigungen zu schützen. Die betrieb�
liche Mitbestimmung beim Datenschutz ist zu stärken. 
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Beschluss: Annahme 
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